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In eigener Sache 

 

Wir überreichen Ihnen heute bei frühlingshaften Temperaturen unsere zweite Mandanteninformation 

des Jahres 2024 zur Lektüre. 

 

Herr Rechtsanwalt Torsten Geißler ist ab sofort aus der Elternzeit zurück und seit dem 01.03.2024 

unterstützt uns Frau Aileen Gottschling als Werkstudentin. Vom 04.03. bis 04.06.2024 ist außerdem Frau 

Antonia Gebauer ihm Rahmen eines freiwilligen Praktikums zur Orientierung bei der Berufswahl für uns 

tätig. Wir freuen uns auf die Zusammenarbeit. 

 

Frau Rechtsanwältin Dr. Nadine Däumichen wird am 10.04.2024 in Magdeburg beim Studieninstitut für 

kommunale Verwaltung Sachsen-Anhalt e.V. (SIKOSA) zum Thema „Straßenentwässerung - Aktuelle 

Einzelfragen und Rechtsprechung“ vortragen. 

 

Am 11.04.2024 findet die Vortragsveranstaltung zu den „Grenzen zulässiger Plakatierung im 

Straßenwahlkampf“ des Instituts für Verwaltung und Verwaltungsrecht in den neuen Bundesländern e.V. 

(IVVB) statt. Referentin ist die Richterin am Bundesverwaltungsgericht Frau Dr. Stephanie Gamp. Die 

Veranstaltung findet im Hörsaal 8 der Universität Leipzig statt. Anmeldungen über unser Büro sind noch 

möglich.  

 

Am 13. und 14.05.2024 wird Herr Rechtsanwalt Dr. Sebastian Schmuck wieder Seminare zur 

Kostenerstattung nach Feuerwehreinsätzen in Präsenz und als Online-Fortbildung anbieten, nachdem 

zwischenzeitlich das Vierte Gesetz zur Änderung des SächsBRKG in Kraft getreten ist. Dieses hat einige 

Änderungen bei den Erstattungstatbeständen und bei den Kosten gebracht. Die Einladungen gehen Ihnen 

wir gewohnt gesondert zu. 

 

Gemeinsam mit der Kanzlei Höfler Rechtsanwälte werden wir am 29.05.2024 ein Seminar zu aktuellem 

Mietrecht für Kommunen anbieten. Auch diese Einladung erhalten Sie separat. 

 

Wir wünschen Ihnen eine ertragreiche Lektüre und viele sonnige Stunden im nahenden Frühling! 

 

Ihre  

 

 

SchmuckDäumichen Rechtsanwälte 
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VG Halle zur Vorteilslage und Festsetzungsverjährung bei Herstellungsbeiträgen 

 

Nach § 13b Satz 1 KAG LSA ist eine Abgabenfestsetzung unabhängig vom Entstehen einer Abgabenpflicht 

zum Vorteilsausgleich mit Ablauf des zehnten Kalenderjahres, das auf den Eintritt der Vorteilslage folgt, 

ausgeschlossen. Das Verwaltungsgericht Halle hat im Urteil vom 26.02.2024 - 4 A 452/21 HAL seine 

bisherige Rechtsauffassung zu den Voraussetzungen der beitragsrechtlichen Vorteilslage bestätigt. 

Danach ist für das Entstehen der beitragsrechtlichen Vorteilslage auf den Zeitpunkt abzustellen, in dem 

der Aufgabenträger für ein Grundstück tatsächliche Verhältnisse in einer für die Betroffenen unter 

Zugrundelegung eines objektiven Empfängerhorizontes erkennbaren Weise herbeigeführt hat, die - bei 

Vorliegen weiterer Voraussetzungen - zu einem Beitragsanspruch führen können. Maßgeblich ist 

insoweit der Eintritt der faktischen Vorteilslage. Nur hierauf, nicht auf das Vorliegen gültigen 

Satzungsrechtes oder sonstige Umstände rechtlicher Natur, die einer Verwirklichung des 

Beitragstatbestandes entgegengestanden haben, bezieht sich § 13 b Satz 1 KAG LSA. 

 

Demnach wächst einem Grundstück eine Vorteilslage nicht bereits mit dem Zeitpunkt seines Anschlusses 

an einen - wohin auch immer führenden - Abwassersammler zu. Das Bestehen einer Vorteilslage setzt 

voraus, dass für ein Grundstück die Möglichkeit besteht, die Abwasserentsorgung zukünftig mittels einer 

öffentlichen Einrichtung zu decken. Erforderlich ist insoweit das Vorliegen einer beitragsrelevanten 

Vorteilslage. Diese kann aber erst dann entstehen, wenn der Aufgabenträger auch den - konzeptionell 

untersetzten - Willen hat, einen Beitragstatbestand zu verwirklichen, z. B. nachweisbar durch 

Festlegungen in seinem Abwasserbeseitigungskonzept. Der Eintritt einer tatsächlichen Vorteilslage setzt 

somit voraus, dass ein Anschluss an eine - nach dem erkennbar gewordenen Willen des zuständigen 

Aufgabenträgers - dauerhaft betriebsfertige öffentliche Einrichtung möglich ist. Die Erschließung durch 

eine lediglich für eine Übergangszeit vorgesehene Abwasserentsorgungsanlage (Provisorium) genügt 

dagegen nicht.  

 

Das Verwaltungsgericht Halle wies darauf hin, dass der Einzelne jederzeit die Möglichkeit hat, das 

Bauprogramm (im Erschließungs- und Straßenausbaurecht) bzw. das Abwasserbeseitigungskonzept (bei 

Herstellungsbeiträgen) einzusehen und mit dem Ist-Zustand abzugleichen. Die Erkennbarkeit ist genau 

dadurch gegeben. Dass damit unter Umständen Mitwirkungspflichten einhergehen, erachtet das 

Verwaltungsgericht unter Verweis auf die Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts im Beschluss 

vom 03. November 2021 - 1 BvL 1/19 - auch unter dem Aspekt der Belastungsklarheit und 

Vorhersehbarkeit für unproblematisch. 

 

Rechtsanwältin Dr. Nadine Däumichen 

Fachanwältin für Verwaltungsrecht 
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Entwurf zum Sächsischen Hinweisgebermeldestellengesetz (SächsHinMeldG) 

 

Die Sächsische Staatsregierung hat am 28.02.2024 den Entwurf eines Sächsischen 

Hinweisgebermeldestellengesetz (SächsHinMeldG) in den Landtag eingebracht (Drucksache 7/15882). 

Das Gesetz dient der Umsetzung der Richtlinie (EU) 2019/1937 des Europäischen Parlamentes und des 

Rates vom 23. Oktober 2019 zum Schutz von Personen, die Verstöße gegen das Unionsrecht melden 

(sog. Hinweisgeberrichtlinie – HinSch-RL). 

 

Nach § 1 des Gesetzentwurfs haben Gemeinden, Landkreise, Verwaltungsverbände, Zweckverbände und 

sonstige Beschäftigungsgeber, die im kommunalen Eigentum oder unter kommunaler Kontrolle stehen, 

Stellen einzurichten, an die sich Beschäftigte wenden können, um Verstöße nach § 2 des 

Hinweisgeberschutzgesetzes vom 31. Mai 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 140) in der jeweils geltenden Fassung 

mitzuteilen. Diese Pflicht soll nur für Gemeinden, Landkreise und Verwaltungsverbände mit mindestens 

10 000 Einwohnerinnen und Einwohnern und mindestens 50 Beschäftigten sowie für Zweckverbände und 

sonstige Beschäftigungsgeber mit mindestens 50 Beschäftigten. Mehrere Beschäftigungsgeber können 

eine gemeinsame interne Meldestelle einrichten und betreiben. Die Pflicht, Maßnahmen zu ergreifen, um 

den Verstoß abzustellen, verbleibt bei dem einzelnen Beschäftigungsgeber. In § 2 des Gesetzentwurfs 

wird für die Organisation der internen Meldestellen und den Umgang mit Meldungen auf § 7 Absatz 2 

sowie die §§ 8 bis 11 und 13 bis 18 des Hinweisgeberschutzgesetzes verwiesen. Das Gesetz soll am Tag 

nach der Verkündung in Kraft treten. 

 

Der Gesetzentwurf sieht für Gemeinden, Landkreise und Verwaltungsverbände eine Pflicht zur 

Einrichtung einer Meldestelle daher nur dann vor, wenn die Körperschaft mindestens 10 000 Einwohner 

und mindestens 50 Beschäftigte hat. Eine Körperschaft mit mehr als 10 000 Einwohnern aber weniger als 

50 Beschäftigten wäre danach ebenso wenig erfasst wie eine Körperschaft mit weniger als 10 000 

Einwohnern aber mehr als 50 Beschäftigten. In der Begründung zum Gesetzentwurf wird jedoch 

zutreffenderweise ausgeführt, dass nach Artikel 8 Absatz 9 Unterabsatz 2 der HinSch-RL die 

Mitgliedstaaten Gemeinden mit weniger als 10 000 Einwohnerinnen und Einwohnern oder weniger als 

50 Arbeitnehmern oder sonstige juristische Personen mit weniger als 50 Arbeitnehmern von der 

Verpflichtung zur Einrichtung interner Meldestellen ausnehmen können. Der Entwurf der sächsischen 

Regelung dürfte daher nicht dem Wortlaut der Richtlinie entsprechen. 

 

Der Entwurf wurde am 28.02.2024 an den Innenausschuss des Sächsischen Landtags überwiesen und dort 

am 07.03.2024 nicht-öffentlich beraten. Ob es bis zur Abstimmung über das Gesetz zu Änderungen 

kommt, bleibt abzuwarten. 

 

Rechtsanwalt Dr. Sebastian Schmuck 

Fachanwalt für Verwaltungsrecht 
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Umfang der von Städten und Gemeinden vorzunehmenden Streu- und 

Räummaßnahmen 

 

Das OLG Hamm hat mit Urteil vom 01.12.2023 (Az. 11 U 32/22) über den Umfang der von Städten und 

Gemeinden vorzunehmenden Streu- und Räummaßnahmen entschieden. 

 

Die 1977 geborene Klägerin hatte im Februar 2021 gegen 09:10 Uhr einen Gehweg und dortigen 

Fußgängerüberweg im Bereich eines Kreisverkehrs passiert. Aufgrund der bestehenden Schnee- und 

Eisglätte stürzte die Klägerin. Im Krankenhaus wurde festgestellt, dass die Klägerin sich eine 

Bimalleolarfraktur (Wadenbeinbruch nebst Schienbeinbruch) links, eine traumatische Ruptur der Bänder 

in Höhe des oberen Sprunggelenkes und des linken Fußes zugezogen hatte, sie musste stationär 

aufgenommen sowie operativ versorgt werden und war für etwa zwei Monate arbeitsunfähig. 

 

Die Klägerin forderte von der beklagten Stadt ein Schmerzensgeld in Höhe von mindestens 10.000,00 € 

und beantragte die Feststellung, dass die Beklagte für alle Zukunftsschäden zu haften habe. 

 

Das AG Münster wies die Klage ab. 

 

Das OLG Hamm hingegen sprach der Klägerin nach einer erneuten Beweisaufnahme einen Anspruch auf 

Schmerzensgeld in Höhe von 7.000,00 € gemäß §§ 839 Abs. 1 S. 1 BGB i.V.m. Art 34 GG, §§ 9, 9a, 47 

StrWG NW, § 1 Straßenreinigungsgesetz NW zu. Es stellte zudem fest, dass die Beklagte der Klägerin alle 

künftigen, aus dem Unfall resultierenden, Schäden zu ersetzen habe. 

 

Zur Begründung führte das OLG aus, dass der Sturz der Klägerin auf einer schuldhaften Verletzung der 

der beklagten Stadt obliegenden Räum- und Streupflicht beruhe. Ihr habe es oblegen, auf öffentlichen 

Straßen und Wegen bei vorhandener Schnee- und Eisglätte entsprechende Streu- und Räummaßnahmen 

durchzuführen. Hinsichtlich der Ausgestaltung der Maßnahmen seien die konkreten Umstände des 

Einzelfalls zu beachten, insbesondere komme es auf die Art und Wichtigkeit der Verkehrswege, deren 

Gefährlichkeit und die Stärke des zu erwartenden Verkehrs an.  

 

Für den Fußgängerverkehr müssten die Gehwege und solche Fußgängerüberwege, die über viel befahrene 

Straßen führten innerhalb der geschlossenen Ortschaft gestreut werden. Entscheidend dabei sei auch, ob 

ein Fußgänger bei vernünftiger Sicherheitserwartung mit dem Abstreuen des Gehweges rechnen dürfe.  

 

Zwar sei die Beklagte im vorliegenden Fall nicht untätig geblieben, der Mitarbeiter der Beklagten habe 

vielmehr am Unfalltag zwischen 5:00 Uhr und 09:00 Uhr zweimal den streitgegenständlichen Gehweg 

und Fußgängerüberweg mit einer Streumaschine abgefahren und habe dabei an dem Fahrzeug die 

Abgabe einer Salzmenge von 25g/m² eingestellt.  
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Dies sei indes nicht ausreichend, vielmehr sei bei einer festgestellten Lufttemperatur von -10°C und einer 

mehr als einen Zentimeter dicken Eisschicht und hinzukommendem Neuschnee eine 13 %-ige Salzlösung 

erforderlich gewesen, um zu verhindern, dass das durch das Salz angetaut Wasser wieder gefriert. 

Hingegen habe die vom Mitarbeiter der Beklagten aufgebrachte Salzmenge dies nicht zu verhindern 

vermocht, vielmehr habe sich die Glättebildung dadurch noch verstärkt.  

 

Ein Mitverschulden der Klägerin hat das OLG nicht festgestellt. Es sei nicht bereits aufgrund des Sturzes 

anzunehmen, dass diese ihre Sorgfaltspflichten verletzt habe, ein dahingehender Anscheinsbeweis 

bestehe nicht. 

 

Nele Harpke-Gläser, Rechtsanwältin 
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Entwurf eines Zweiten Gesetzes zur Änderung des Sächsischen Straßengesetzes 

(SächsStrG) 

 

Die Sächsische Staatsregierung hat am 14.03.2024 den Entwurf eines Zweiten Gesetzes zur Änderung des 

Sächsischen Straßengesetzes (SächsStrG) in den Landtag eingebracht (Drucksache 7/16065).  

 

Neben Regelungen zu den Bundesautobahnen und Planungsverfahren sind die geplanten Regelungen zu 

den Gemeindeverbindungsstraßen in § 6 Abs. 2, zur Abgeltung der Einstandspflicht des alten 

Straßenbaulastträgers in § 11 Abs. 4 und zur Wahlsichtwerbung in § 18b von Interesse. 

 

Für die Zuständigkeit der Widmung soll nach § 6 Abs. 2 Satz 1 Nr. 3 und 4 SächsStrG zukünftig zwischen 

Gemeindeverbindungsstraßen, die dem Verkehr zwischen Gemeinden oder deren Anschluss an das 

weiterführende Straßennetz dienen oder zu dienen bestimmt sind, und Gemeindeverbindungsstraßen, 

die dem Verkehr zwischen Gemeindeteilen dienen oder zu dienen bestimmt sind, unterschieden werden. 

Für letztere sind die Gemeinden zuständig. § 9a SächsStrG soll künftig eine dem § 3a FStrG angelehnte 

Duldungspflicht von Eigentümern regeln, deren Grundstücke vorübergehend für die Unterhaltung einer 

Straße in Anspruch genommen werden müssen. 

 

Nach § 11 Abs. 4 des Entwurfs hat – wie bisher – der bisherige hat einem neuen Träger der Straßenbaulast 

dafür einzustehen, dass er die Straße in dem durch die Verkehrsbedeutung gebotenen Umfang 

ordnungsgemäß unterhalten und den notwendigen Grunderwerb durchgeführt hat. Hat der neue Träger 

einen Anspruch gegen den bisherigen Träger der Straßenbaulast, so ist dieser Anspruch einmalig durch 

eine pauschale Zahlung abzugelten. Der neue Träger hat die pauschale Zahlung für den Bau, die 

Unterhaltung, die Erhaltung und den Grunderwerb der öffentlichen Straßen zu verwenden, deren 

Straßenbaulast er trägt. Mit dieser pauschalen Abgeltung ohne Nachschusspflicht soll das Verfahren 

vereinfacht werden. Hierfür sollen die Beteiligten eine Vereinbarung abschließen. 

 

Mit einer Änderung in § 17 Abs. 1 Satz 1 des Entwurfs soll klargestellt werden, dass der 

Straßenbaulastträger Verunreinigungen auf Kosten des Verursachers beseitigen lassen kann. Dies regelt 

die übliche Praxis, externe Dienstleister z.B. bei Ölspuren mit der Straßenreinigung zu beauftragen und 

die Kosten erstattet zu verlangen. 

 

§ 18b SächsStrG soll künftig die Sondernutzung für Werbung mit Plakaten und Plakatträgern für 

politische Wahlen, Volksanträge, Volksbegehren und Volksentscheide (Wahlsichtwerbung) durch 

einheitliche und praktikable Mindeststandards regeln, die sich an der bisherigen Rechtsprechung hierzu 

orientieren. Bei einer Wahl ist für jede Partei, Wählervereinigung oder Einzelkandidatur in jedem 

Wahlbezirk mindestens eine Möglichkeit zur Wahlsichtwerbung zuzulassen. Wahlsichtwerbung ist an 

Stellen unzulässig, an denen eine Gefahr der Beeinträchtigung der Verkehrssicherheit besteht. 

Wahlsichtwerbung ist an Bestandteilen des Straßenkörpers, an Verkehrszeichen, an 
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Verkehrseinrichtungen sowie an Bäumen im Straßenraum unzulässig. Wahlsichtwerbung an Bäumen im 

Straßenraum ist abweichend von Satz 3 zulässig, wenn die Gemeinde dies durch Satzung für den Bereich 

der Ortsdurchfahrten ermöglicht. Wahlsichtwerbung ist unzulässig direkt vor Verwaltungsgebäuden mit 

öffentlichem Zugang, Gerichtsgebäuden, Parlamentsgebäuden, Kirchen und Friedhöfen. Der Begriff 

„direkt vor“ soll nur die Straßenseite meinen, an welcher sich das Gebäude befindet, nicht jedoch die 

gegenüberliegende Straßenseite. 

 

In § 27 Abs. 2 SächsStrG soll eine Regelung aufgenommen werden, wonach die Straßenbaubehörde bei 

Gefahr im Verzug ohne Weiteres Anpflanzungen oder Einrichtungen, die die Sicherheit oder Leichtigkeit 

des Verkehrs beeinträchtigen, auf Kosten des Betroffenen beseitigen oder beseitigen lassen. In diesem 

Fall bedarf es also keines schriftlichen Verlangens mit Fristsetzung seitens der Behörde. 

 

Das Gesetz soll am 1.10.2024 in Kraft treten. Die Regelungen zur Wahlsichtwerbung haben damit keine 

Bedeutung für die anstehenden Kommunal-, Europa- und Landtagswahlen. 

 

Der Entwurf wurde am 14.03.2024 an den Ausschuss für Wirtschaft, Arbeit und Verkehr des Sächsischen 

Landtags überwiesen. Ob es bis zur Abstimmung über das Gesetz zu Änderungen kommt, bleibt 

abzuwarten. 

Rechtsanwalt Dr. Sebastian Schmuck 

Fachanwalt für Verwaltungsrecht 
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Änderung des Sächsischen Kommunalabgabengesetzes 

 

Am 13.12.2023 hat der Landtag des Freistaates Sachsen das Gesetz zur Änderung des 

Verwaltungsvollstreckungsrechts und weiterer verwaltungsverfahrensrechtlicher Vorschriften im 

Freistaat Sachsen beschlossen. Das Änderungsgesetz wurde im Sächsischen Gesetz- und 

Verordnungsblatt vom 30.12.2023 verkündet und trat am 31.12.2023 in Kraft. 

 

Art. 2 des Änderungsgesetzes enthält eine größere Zahl von Änderungen des Sächsischen 

Kommunalabgabengesetzes (im Folgenden: SächsKAG). Der vorliegende Beitrag befasst sich mit den 

wichtigsten Änderungen. Eine vollständige Darstellung der Änderungen erfolgt zeitnah in einem 

separaten Mandantenrundschreiben. 

 

1. In § 1 Abs. 2 SächsKAG wurde die Aufzählung der abgabenrechtlichen Nebenleistungen in der 

Klammerangabe (Verspätungszuschläge, Zinsen und Säumniszuschläge) gestrichen. Diese Streichung 

trägt dem Umstand Rechnung, dass sich aufgrund verschiedener Änderungen der Abgabenordnung der 

Umfang der steuerlichen Nebenleistungen nach § 3 Abs. 4 AO geändert hat. Die statische Definition in § 1 

Absatz 2 SächsKAG trug diesen Änderungen nicht mehr Rechnung. Dies hatte zur Folge, dass 

Diskrepanzen bzgl. der Definition der abgabenrechtlichen/steuerlichen Nebenleistungen zwischen den 

Angaben in § 1 Abs. 2 SächsKAG und der über § 3 Abs. 1 Nr. 1 Buchst. b SächsKAG für sinngemäß 

anwendbar erklärten Regelung des § 3 Abs. 4 AO entstanden waren. § 3 Abs. 1 Nr. 1 Buchst. b SächsKAG 

wurde deshalb ebenfalls modifiziert. Gestrichen wurden hier die Worte „mit der Maßgabe, dass 

Zwangsgelder und Kosten nicht als Nebenleistungen anzusehen sind“. Abgabenrechtliche 

Nebenleistungen sind nunmehr alle in § 3 Abs. 1 AO aufgeführten steuerlichen Nebenleistungen und 

damit u. a. auch weiterhin Verspätungszuschläge, Zinsen und Säumniszuschläge. 

 

2. Eine weitere wichtige Neuregelung findet sich in dem in § 3 SächsKAG neu angefügten Absatz 5. Darin 

wird bestimmt, dass Widerspruch und Anfechtungsklage gegen Bescheide über Kommunalabgaben im 

Sinne von § 1 Abs. 2 SächsKAG unbeschadet des § 80 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 VwGO keine aufschiebende 

Wirkung haben. Die Ergänzung erfasst die in § 1 Abs. 2 SächsKAG als Kommunalabgaben definierten 

abgabenrechtlichen Nebenleistungen sowie den Aufwandsersatz für Haus- und Grundstücksanschlüsse, 

soweit diese nicht vom § 80 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 VwGO erfasst sind.  

 

So hatte das Sächsische Oberverwaltungsgericht mit Beschluss vom 22.02.1996 (2 S 242/95) entschieden, 

dass Rechtsbehelfe gegen isoliert festgesetzte Säumniszuschläge keine aufschiebende Wirkung haben, 

weil sie weder unter den Begriff der öffentlichen Abgaben noch den der öffentlichen Kosten im Sinne des 

§ 80 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 VwGO fallen würden. Mit Beschluss vom 18.03.2015 (5 B 322/14) hatte das 

Sächsische Oberverwaltungsgericht entschieden, dass der Aufwandsersatz für die Herstellung von Haus- 

und Grundstücksanschlüssen nach § 33 SächsKAG ebenfalls nicht den Begriffen der öffentlichen Abgaben 

und Kosten im Sinne des § 80 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 unterfallen würde. 
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Mit der Neuregelung in § 3 Abs. 5 SächsKAG haben nunmehr Rechtsbehelfe gegen Bescheide über 

Kommunalabgaben im Sinne des § 1 Abs. 2 SächsKAG keine aufschiebende Wirkung, auch wenn einzelne 

Kommunalabgaben nicht vom § 80 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 VwGO erfasst werden. 

 

3. Eine weitere wichtige Neuregelung findet sich in dem in § 9 SächsKAG neu angefügten Absatz 5. Danach 

ruhen grundstücksbezogene Benutzungsgebühren als öffentliche Last auf dem Grundstück (Satz 1). 

Sofern eine Abgabensatzung (§ 2 Abs. 1 SächsKAG) bestimmt, dass anstelle des Grundstückseigentümers 

der Erbbauberechtigte oder sonst dinglich zur baulichen Nutzung Berechtigte anstelle des 

Grundstückseigentümers gebührenpflichtig ist, ruhen grundstücksbezogene Benutzungsgebühren auf 

dem Erbbaurecht oder sonstigen Nutzungsrecht. 

 

Diese Regelung geht zurück auf die Beschlussempfehlung des Ausschusses für Inneres und Sport vom 

01.12.2023 (Drs 7/15071). Grundstücksbezogene Benutzungsgebühren sind insbesondere 

Abwassergebühren, Wasserversorgungsgebühren, Abfallentsorgungsgebühren und 

Straßenreinigungsgebühren.  

 

Eine Regelung, wie sie § 24 für die öffentliche Last bei Wohnungs- und Teileigentum vorsieht, enthält 

§ 9 Abs. 5 SächsKAG nicht. 

 

§ 9 Abs. 5 SächsKAG gilt nicht für vor dem 31.12.2023 entstandene Gebührenpflichten. Das 

Änderungsgesetz trat am 31.12.2023 in Kraft mit der Folge, dass grundstücksbezogene 

Benutzungsgebühren als öffentliche Last auf den betreffenden Grundstücken bzw. den 

grundstücksgleichen Rechten nur dann ruhen, wenn die Gebührenpflichten nach dem 30.12.2023 

entstanden sind. Das Jahr 2023 erfassende grundstücksbezogene Benutzungsgebühren ruhen deshalb 

nur dann auf den Grundstücken bzw. den grundstücksgleichen Rechten mit Ausnahme des Wohnungs- 

und Teileigentums, wenn die entsprechenden satzungsrechtlichen Gebührenregelungen bestimmen, 

dass die Gebührenpflichten am Ende des Kalenderjahres entstehen. 

 

4. Die Regelungen über die Ansprüche auf Aufwandsersatz nach § 33 SächsKAG haben ebenfalls 

Änderungen erfahren. Es wurde ein Absatz 3 angefügt, der bestimmt, dass die §§ 21 und 24 SächsKAG 

entsprechend gelten. Mit der entsprechenden Anwendung des § 24 SächsKAG ruht auch der 

Aufwandsersatz für die Herstellung, Erneuerung, Veränderung und Beseitigung sowie für die 

Unterhaltung der Haus- und Grundstücksanschlüsse als öffentliche Last auf dem Grundstück bzw., soweit 

entsprechende Rechte bestehen, auf einem am Grundstück bestellten dinglichen Recht oder auf dem 

Wohnungs- und Teileigentum.  

 

Weil der Aufwendungsersatzes als öffentliche Last auf dem Grundstück bzw. den grundstücksgleichen 

Rechten ruht, wurde hinsichtlich der Person des Schuldners des Aufwendungsersatzes die für 

Anschlussbeiträge geltende Regelung des § 21 SächsKAG für entsprechend anwendbar erklärt. 
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Der Aufwendungsersatzes ruht als öffentliche Last nur dann auf dem Grundstück bzw. den 

grundstücksgleichen Rechten, wenn der Ersatzanspruch nach dem 30.12.2023 entstanden ist. Bis zum 

Ablauf des 30.12.2023 entstandene Ersatzansprüche nach § 33 SächsKAG ruhen demnach nicht auf den 

Grundstücken bzw. den grundstücksgleichen Rechten. 

 

Rechtsanwalt Michael Raden 

Vorsitzender Richter am Oberverwaltungsgericht a.D. 
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Entfernung einer öffentlichen Leitung von einem Privatgrundstück 

 

Das Oberverwaltungsgericht Magdeburg hat mit Beschluss vom 12.01.2024 – 4 L 204/22, 4 L 126/21 zu 

der Frage der Unzumutbarkeit einer Leitungsverlegung entschieden. 

 

In dem zu entscheidenden Fall hatte zunächst eine Gemeinde auf ihrem Grundstück eine Abwasserleitung 

verlegt. Sie trat danach einem Abwasserzweckverband bei und übertrug neben der Aufgabe der 

Abwasserbeseitigung auch die hierfür erforderlichen Anlagen. Zwei Jahre später verkaufte die Gemeinde 

dann das Grundstück an eine Privatperson, die nun die Entfernung der Leitung durch den Zweckband 

verlangt. Dieser legte Kostenberechnungen zur Umverlegung der Leitung in öffentlichen Straßenraum 

vor, wonach die Kosten zwischen 66.000 € und 82.000 € betragen. Außerdem sei ein Antrag auf Duldung 

der Leitung nach § 93 i.V.m. § 92 Satz 2 WHG gestellt. 

 

Das Oberverwaltungsgericht des Landes Sachsen-Anhalt gab der Klage in zweiter Instanz statt und 

verpflichtete den Abwasserzweckverband, die Leitung zu beseitigen. Rechtsgrundlage für den 

Beseitigungsanspruch sei der öffentlich-rechtliche Folgenbeseitigungsanspruch. Als 

verschuldensunabhänger Anspruch sei er unter den Voraussetzungen gegeben, dass ein hoheitlicher 

Eingriff in Gestalt öffentlich-rechtlichen Verwaltungshandelns vorliegt, der eine subjektive 

Rechtsposition des Betroffenen aus einfachgesetzlichen Vorschriften oder Grundrechten unmittelbar 

verletzt, und dass für den Betroffenen dadurch ein rechtswidriger Zustand geschaffen worden ist, der 

andauert. 

 

Dieser Voraussetzungen sah das Gericht als gegeben an. Die bestehende Leitung greife in das 

Eigentumsrecht des Grundstückseigentümers aus Art. 14 Abs. 1 GG und Art. 18 Abs. 1 LVerf LSA ein. Dieser 

sei nicht selbst Eigentümer der Leitung. Zwar sei die Leitung im Zeitpunkt ihrer Errichtung wesentlicher 

Bestandteil des damals noch kommunalen Grundstücks gewesen. Mit der Übertragung der Leitung auf 

den Zweckverband habe sich das Eigentum an der Leitung rechtlich verselbstständigt, sodass die Leitung 

ab diesem Zeitpunkt zu einem Scheinbestandteil wurde. Durch diese fremde Leitung würden die 

Eigentümer in der Nutzung ihres Grundstücks erheblich beeinträchtigt, weil Leitungen auch in 2 bis 3 m 

Tiefe die bauliche Nutzbarkeit eines Grundstücks im Innenbereich beeinträchtigen. Die 

Eigentumsbeeinträchtigung sei dem Abwasserzweckverband als aktuellem Eigentümer und Betreiber der 

Leitung zuzurechnen, auch wenn er die Leitung ursprünglich nicht errichtet hat, weil es auf den aktuell 

anhaltenden rechtswidrigen Zustand ankomme. Der ursprünglich rechtmäßige Zustand sei durch die 

Änderung der Eigentumsverhältnisse am Grundstück rechtswidrig geworden, weil ein Leitungsrecht bei 

der Eigentumsübertragung nicht begründet wurde. Eine Duldungspflicht bestehe nicht. Ein 

Notleitungsrecht könne nicht geltend gemacht werden, weil die Gemeinde und der 

Abwasserzweckverband eine Leitungssicherung willkürlich unterlassen hätten. Ein Duldung nach 

§ 93 WHG bestehe ebenfalls noch nicht, da über den Antrag noch nicht entschieden sei und eine solche 

Entscheidung zeitnah auch nicht zu erwarten sei. Schließlich sei der Folgenbeseitigungsanspruch für den 
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Aufgabenträger auch nicht unzumutbar, weil eine Umverlegung keinen unverhältnismäßig hohen 

Aufwand erfordern würde. An diesen ausnahmsweisen Anspruchsausschluss seien hohen Anforderungen 

zu stellen, die hier bei einer Wertminderung des Grundstücks durch die Leitung von 50.000 € nicht 

vorlägen. Der Anspruch sei auch nicht verjährt, da er erst in dem Zeitpunkt entstanden sei, als die 

Gemeinde das Grundstück an die Kläger veräußert habe. 

Rechtsanwalt Dr. Sebastian Schmuck 

Fachanwalt für Verwaltungsrecht 

  



- 15 - 

 

VG Leipzig zum Bauprogramm und Teilstreckenausbau bei Straßenausbaubeiträgen 

 

In den Urteilen vom 06.02.2024 - 6 K 1362/22 und 6 K 1363/22 hat das VG Leipzig festgestellt, dass zwei 

Straßenausbaubeitragsbescheide der Stadt Leipzig zur Wurzner Straße rechtswidrig sind. Die 

beitragsrechtlich maßgebende Verkehrsanlage ist nicht fertiggestellt worden, sodass auch keine 

Ausbaubeiträge verlangt werden können. Die Stadt Leipzig hatte für einen Teilbereich der Straße keine 

Ausbauentscheidungen getroffen. Ihrer Auffassung nach war die Wurzner Straße auch ohne einen 

Ausbau dieser Teilstrecke fertiggestellt worden, denn dieser Straßenteil war nicht ausbaubedürftig.  

 

Das Verwaltungsgericht verwies in seiner Entscheidung auf die Rechtsprechung des Sächsischen 

Oberverwaltungsgerichts im Urteil vom 28.9.2016 - 5 A 43/14. Danach ist die Herstellung einer 

Verkehrsanlage nur auf einer Teilstrecke nur dann beitragsrelevant, wenn die nicht ausgebaute 

Teilstrecke aus tatsächlichen Gründen nicht mit vertretbarem Aufwand ausgebaut werden kann oder mit 

Blick auf das Gebot der sparsamen und wirtschaftlichen Haushaltsführung deshalb nicht ausgebaut 

werden darf, weil ihr Zustand unter keinem denkbaren Gesichtspunkt ein Ausbaubedürfnis erkennen 

lässt. Denn die kommunalen Straßenbaulastträger haben sich beim Straßenbau nach § 9 Abs. 1 Satz 2 

SächsStrG („nach ihrer Leistungsfähigkeit") in finanzieller Hinsicht am kommunalen Wirtschaftlichkeits- 

und Sparsamkeitsgebot (§ 72 Abs. 2 Satz 1 SächsGemO) und in fachlicher Hinsicht, also der Erweiterung, 

der Verbesserung, der Erneuerung sowie bei der laufenden Unterhaltung und Instandsetzung (§ 26 Abs. 

2 SächsKAG), an den Verkehrsbedürfnissen zu orientieren. Dementsprechend formuliert § 9 Abs. 1 Satz 2 

SächsStrG, dass der Träger der Straßenbaulast die Straßen in einem den regelmäßigen 

Verkehrsbedürfnissen genügenden Zustand zu bauen, zu unterhalten, zu erweitern oder sonst zu 

verbessern und dabei die sonstigen öffentlichen Belange einschließlich des Umweltschutzes zu 

berücksichtigen hat. In diesem Sinne wird man einen beitragsfähigen „Teilstreckenausbau" annehmen 

können, wenn der nicht ausgebaute Teil – sei es durch den Baulastträger oder durch Dritte wie 

beispielsweise kommunale Verkehrs- oder Abwasserentsorgungsbetriebe – bereits ausgebaut worden ist 

und dies im Bauprogramm auch festgestellt wurde. Dem Bauprogramm kommt hiernach auch für den 

Teilstreckenausbau eine ausschlaggebende Bedeutung zu. Im Bauprogramm muss vorgesehen sein, auf 

welcher Teilstrecke einer Verkehrsanlage ein Ausbau vorgesehen ist (positives Bauprogramm) und auf 

welcher Teilstrecke ein Ausbau nicht notwendig ist (negatives Bauprogramm). Ohne ein solches 

Bauprogramm kann weder festgestellt werden, wann die Verkehrsanlage fertiggestellt wurde, noch 

welcher Aufwand beitragsfähig ist. Das Bauprogramm ist entsprechend den Vorgaben in der 

Hauptsatzung vom Gemeinderat oder von einem beschließenden Ausschuss oder vom 

Oberbürgermeister zu beschließen. 

 

Im entschiedenen Fall gab es kein vom Stadtrat oder vom Oberbürgermeister gebilligtes negatives 

Bauprogramm mit dem Inhalt, dass auf den Ausbau der Teilstrecke mangels Ausbaubedürftigkeit 

verzichtet werden konnte. 

 

Rechtsanwältin Dr. Nadine Däumichen 

Fachanwältin für Verwaltungsrecht 
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„Standgebühren“ nach berechtigtem Abschleppen 

 

Der Bundesgerichtshof hat mit Urteil vom 17.11.2023 – V ZR 192/22 zu der Frage erstattungsfähiger 

Kosten, die im Zusammenhang mit der Verwahrung eines unbefugt auf einem Privatgrundstück 

abgestellten Fahrzeugs im Anschluss des Abschleppvorgangs entstehen, entschieden.  

 

Sachverhalt: 

Ein auf den Kläger zugelassener Pkw wurde von dessen Schwester im Innenhof eines privaten 

Gebäudekomplexes abgestellt. An der Hofeinfahrt war ein Parkverbotsschild mit dem Zusatz "gilt im 

gesamten Innenhof" angebracht. Ein Abschleppunternehmen (Beklagte) wurde beauftragt, das Fahrzeug 

abzuschleppen, es anschließend zu verwahren und vor Wertminderung sowie unbefugtem Zugriff Dritter 

zu sichern. Die Beklagte verbrachte das Fahrzeug noch am selben Tag auf ihr Firmengelände. Fünf Tage 

später forderte der Kläger von der Beklagten schriftlich unter Fristsetzung die Herausgabe des Fahrzeugs. 

Auf das Schreiben erfolgte keine Reaktion. 

 

Mit seiner Klage verlangte der Kläger von den Beklagten zunächst die Herausgabe seines Fahrzeugs. Nach 

erfolgter Herausgabe während des Prozesses erklärten die Parteien die Herausgabeklage 

übereinstimmend für erledigt. Gegenstand des Revisionsverfahrens ist nur noch die Widerklage der 

Beklagten hinsichtlich der Standkosten für den Zeitraum der Verwahrung nebst Zinsen. 

 

Gründe: 

Das Gericht kam zu dem Ergebnis, dass zu den nach den Vorschriften der berechtigten Geschäftsführung 

ohne Auftrag erstattungsfähigen Kosten auch die Kosten zählen, die im Zusammenhang mit der 

Verwahrung des Fahrzeugs im Anschluss an den Abschleppvorgang entstehen, und  ein Anspruch auf 

Ersatz von Verwahrkosten nach § 304 BGB grundsätzlich in Betracht kommt, wenn der das Fahrzeug 

herausverlangende Halter nicht bereit ist, im Gegenzug die für das Abschleppen und die Verwahrung 

angefallenen ortsüblichen Kosten zu zahlen und der Abschleppunternehmer daraufhin die Herausgabe 

des Fahrzeugs verweigert, so dass der Halter in Annahmeverzug gerät. 

 

Im vorliegenden Fall hielt das Gericht die Erstattung der Kosten für die Aufwendungen für die 

Verwahrung des Fahrzeugs bis zu der Äußerung des Herausgabeverlangens des Klägers für begründet. 

Ein Verwahrzeitraum von fünf Tagen gemessen ab dem Abschleppvorgang war im Ergebnis nicht zu 

beanstanden. 

 

Für den nachfolgenden Zeitraum bestand jedoch kein Erstattungsanspruch. Insbesondere war der Kläger 

mit der Rücknahme seines Fahrzeugs nicht in Annahmeverzug geraten, weil es sowohl an dem 

erforderlichen wörtlichen Angebot der Beklagten als auch an der Ausübung eines 

Zurückbehaltungsrechts fehlte. 

 

Anja Pauli 

Rechtsanwältin 

 


